
zeit die politische Diskussion in Deutschland prägen: Zivil-
gesellschaft, Empowerment, Integration, Grundwerte, bür-
gerschaftliches Engagement, Beteiligungskultur, Aktivie-
rung und andere mehr.

Die arbeitsbezogene Gesundheitsberichterstattung
der Länder. Eine Untersuchung zu Entwicklung, Gegen-
stand, Wirkungen und Wirkungsbedingungen. Von Joseph
Kuhn. Mabuse-Verlag. Frankfurt am Main 2006, 216 S.,
EUR 21,90 *DZI-D-7800*
Die Arbeit ist einer der wichtigsten Einflussfaktoren auf
die Gesundheit der Menschen. In der Gesundheitsbericht-
erstattung der Kommunen und der Länder spielt die Ar-
beitswelt jedoch nur eine untergeordnete Rolle. Das Buch
untersucht diesen Sachverhalt anhand folgender Leitfra-
gen: Wie hat sich die Gesundheitsberichterstattung histo-
risch entwickelt? Warum sind arbeitsweltbezogene Inhalte
aus der Gesundheitsberichterstattung verschwunden und
was müsste sie heute leisten? Welche Datenquellen stehen
dafür zur Verfügung und unter welchen Voraussetzungen
entfaltet die arbeitsweltbezogene Gesundheitsberichter-
stattung politische Wirkungen? Das Buch stellt die Bericht-
erstattung in den Kontext kommunaler beziehungsweise
staatlicher Aufgabenerfüllung und leitet daraus die kon-
zeptionellen Vorgaben für die Gesundheitsberichterstat-
tung ab. Anschließend werden Konsequenzen für die Pub-
lic-Health-Forschung formuliert.

Gemeinnützigkeit in Europa. Steuer- und europarechtli-
che Rahmenbedingungen.Von Monika Jachmann. Richard
Boorberg Verlag. Stuttgart 2006, 64 S., EUR 39,80 *DZI-D-
7804*
Mit Vorlage an den Europäischen Gerichtshof (EuGH) in
der Rechtssache Stauffer vom 14. März 2004 hat der Bun-
desfinanzhof die Frage nach der Europakonformität des
deutschen steuerrechtlichen Gemeinnützigkeitsrechts auf-
geworfen. Vor diesem Hintergrund zeigt die Autorin die
sich aus den europäischen Grundfreiheiten und dem euro-
päischen Beihilferecht ergebenden Vorgaben für die Euro-
pakonformität des nationalen steuerrechtlichen Gemein-
nützigkeitsrechts auf. Die zentrale Problematik besteht in
der fehlenden Deckungsgleichheit zwischen der Rechtfer-
tigung der gemeinnützigkeitsrechtlichen Begünstigungen
durch das nationale Recht und der Rechtfertigung von Be-
günstigungen durch die europarechtlichen Direktiven zur
gemeinnützigen Zweckverfolgung: Das deutsche Recht
geht von einer auf das nationale Gemeinwohl bezogenen
steuersubstituierenden Qualität der gemeinnützigen
Zweckverfolgungen aus, während die europarechtlichen
Direktiven dem alleinigen Ziel der Wahrung des europäi-
schen Wettbewerbs dienen. Hier zeigt sich prototypisch
der Konflikt zwischen der in Europa bislang gewollten Na-
tionalstaatlichkeit einschließlich nationaler Finanzautono-
mie und der vom EuGH vertretenen Idee, dass sich die Ho-
heitsgewalt allein auf die Wettbewerbswahrung gründet.
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